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Jahreswechsel und 10-Tage-Frist 
Zufluss-/Abflussprinzip
Gemäß § 11 Abs. 2 Einkommensteuer-
gesetz/EStG müssen regelmäßig wieder-
kehrende Ausgaben und Einnahmen, die 
kurze Zeit nach Beendigung eines Kalen-
derjahres getätigt bzw. vereinnahmt wer-
den, regelmäßig dem Kalendervorjahr 
zugerechnet werden, zu dem sie wirt-
schaftlich gehören. Als kurze Zeit gilt ein 
Zeitraum von 10 Tagen nach dem Jahres-
wechsel. Werden beispielsweise Mieter-
träge am 5.1.2023 gutgeschrieben, müs-
sen diese noch dem Kalenderjahr 2022 
zugeordnet und versteuert werden. Eine 
steuerlich wirksame Verlagerung regel-
mäßig wiederkehrender Ausgaben/Ein-
nahmen in das Folgejahr wird demzu-
folge erst bei Zahlung bzw. Vereinnah-
mung nach dem 10.1.2023 erreicht. 

BFH-Rechtsprechung
Soll eine bis zum 10.1.2023 getätigte 
Ausgabe dem Kalendervorjahr 2022 wirt-
schaftlich zugeordnet werden, ist es nach 
dem Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH, 
Urteil vom 16.2.2022, X R 2/21) weiter 

erforderlich, dass die Zahlung kurze Zeit 
vor Beginn bzw. kurze Zeit nach Been-
digung des Kalenderjahres – also inner-
halb des 10-Tage-Zeitraumes – fällig ist. 
Das Erfordernis der Fälligkeit ist beispiels-
weise – wie im Streitfall – nicht gegeben, 
wenn Umsatzsteuernachzahlungen für die 
Monate Mai und Juni des Kalendervorjah-
res erst bis zum 10. Januar des nachfol-
genden Kalenderjahres gezahlt werden. 
Denn diese Steuerforderung war schon 
vor dem Zeitraum 1.1. bis 10.1. fällig. 

  Fazit
Sollen diverse im Folgejahr getätigte Aus-
gaben oder erhaltene Einnahmen aus 
steuerlichen Gründen in das vorangegan-
gene Kalenderjahr transferiert werden, ist 
darauf zu achten, dass die Fälligkeit in der 
Zeit bis zum 10. Januar des Folgejahres 
liegt. Sollen diverse Ausgaben oder Ein-
nahmen aus dem Kalendervorjahr steuer-
lich erst im Folgejahr erfasst werden, müs-
sen diese Ausgaben/Einnahmen nach 
dem 10. Januar des Folgejahres erfolgen. 

Aufbewahrungsfristen 2022/2023 
Aufbewahrungsfristen 
Gewerbetreibende, bilanzierungspflichti-
ge Unternehmer oder selbstständig Täti-
ge müssen u. a. Bücher, Bilanzen, Inven-
tare, Jahresabschlüsse, Lageberichte, Bu-
chungsbelege mindestens zehn Jahre 
aufbewahren. Empfangene und abgesen-
dete Handels- und Geschäftsbriefe sowie 
sonstige Unterlagen, soweit sie steuerlich 
von Bedeutung sind, müssen mindestens 
sechs Jahre aufbewahrt werden. Die Auf-
bewahrungsfrist beginnt jeweils mit dem 
Schluss des Kalenderjahres, in dem die 
letzte Eintragung im Buch gemacht wor-
den ist oder der Handels- oder Geschäfts-
brief empfangen oder abgesandt worden 
ist, oder – bei Bilanzen – mit Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem der Jahresabschluss 
fest- bzw. aufgestellt wurde (§ 147 Abs. 4 
der Abgabenordnung). 

Ablauf der Aufbewahrungsfrist zum 
31.12.2022
Zum Jahreswechsel können Handelsbü-
cher, Inventare, Bilanzen und sämtliche 
Buchungsbelege aus dem Jahr 2012 ver-
nichtet werden. Voraussetzung ist, dass in 

diesen Dokumenten der letzte Eintrag im 
Jahr 2012 erfolgt ist. Handels- oder Ge-
schäftsbriefe, die in 2016 empfangen oder 
abgesandt wurden sowie andere aufbe-
wahrungspflichtige Unterlagen aus dem 
Jahr 2016 und früher können ebenfalls 
vernichtet werden. 

Ausnahme
Eine allgemeine Aufbewahrungspflicht 
besteht unabhängig vom Verstreichen der 
Aufbewahrungsfrist, wenn die Dokumen-
te für die Besteuerung weiterhin von Be-
deutung sind. Lieferscheine müssen nur 
dann aufbewahrt werden, wenn sie einen 
Buchungsbeleg oder Rechnungsbestand-
teil darstellen.

Sachbezugswerte 
2023 

Sozialversicherungsentgeltver-
ordnung
Mit der "Dreizehnten Verord-
nung zur Änderung der Sozi-
alversicherungsentgeltverord-
nung" wurden Sachbezugswer-
te für das Jahr 2023 festgelegt. 
Maßgeblich für die Wertebestim-
mung war der Verbraucherpreis-
index im Zeitraum von Juni 2021 
bis Juni 2022. Die Werte spie-
geln somit den hohen Inflations-
anstieg nur teilweise wider.

Verpflegung
Der monatliche Sachbezugs-
wert für verbilligte oder unent-
geltliche Mahlzeiten beträgt ab 
1.1.2023 € 288,00. Daraus fol-
gend sind für ein Frühstück ka-
lendertäglich € 2,00, für ein Mit-
tag- oder Abendessen kalender-
täglich € 3,80 anzusetzen. Der 
kalendertägliche Gesamtwert für 
Verpflegung liegt demnach bei 
€ 9,60.

Unterkunft 
Für freie oder verbilligte Unter-
kunft an Arbeitnehmer beträgt 
der Sachbezugswert ab dem 
1.1.2023 € 265,00. Daraus er-
gibt sich ein kalendertäglicher 
Wert ab dem 1.1.2023 in Höhe 
von € 8,83. Gemäß § 2 Abs. 3 
der Sachbezugsverordnung/
SvEV kann der Wert der Un-
terkunft auch mit dem ortsüb-
lichen Mietpreis bewertet wer-
den, wenn der Tabellenwert im 
Einzelfall nicht zutreffend wäre. 

Steuer- und Sozialversiche-
rungspflicht 
Die vorgenannten Sachbezugs-
werte unterliegen sowohl der 
Steuer- als auch der Beitrags-
pflicht in der Sozialversicherung.
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Energiekosten: Finanzämter zeigen sich großzügig  
Steuerliche Billigkeitsmaßnahmen
Die erhebliche Belastung der Unternehmen und privaten Haus-
halte mit den hohen Energiekosten als Folge des Ukraine-
Kriegs soll die Finanzämter dazu anhalten, „die ihnen gesetz-
lich zur Verfügung stehenden Handlungsspielräume im Inter-
esse der erheblich betroffenen Steuerpflichtigen“ zu nutzen. 
Erleichterungen gibt es für Unternehmen vor allem bei den Ge-
werbesteuervorauszahlungen. Bei der Nachprüfung der Vor-
aussetzungen für eine Steuerstundung oder Steuerherabset-
zung sollen die Finanzämter bei Anträgen, die bis 31.3.2023 
eingehen, keine strengen Anforderungen stellen. So lautet der 
Tenor des Bundesfinanzministeriums im Einvernehmen mit den 
obersten Finanzbehörden der Länder gemäß den BMF-Schrei-
ben vom 5.10.2022 IV A 3 - S 0336/22/10004 :001 und den 
gleich lautenden Erlassen vom 20.10.2022 FM3-G 1460-1/5.

Anpassung der Vorauszahlungen
Finanzämter können Einkommensteuer- und Körperschaftsteu-
ervorauszahlungen für das Jahr 2022 rückwirkend herabsetzen 
und Vorauszahlungen für 2023 niedriger festsetzen oder ganz 
aussetzen. Nach dem BMF-Schreiben vom 5.10.2022 sollen Fi-
nanzämter „unter Einbeziehung der aktuellen Situation“ zeitnah 
entscheiden. In den Fällen, in denen die Einkommensteuer- und 
Körperschaftsteuervorauszahlungen angepasst werden, kön-
nen auch die Gewerbesteuervorauszahlungen geändert wer-
den. Auch eine rückwirkende Anpassung für das Jahr 2022 
ist im Rahmen der Ermessensentscheidung des Finanzamtes 
möglich (gleich lautende Erlasse vom 20.10.2022). Die betref-
fenden Gemeinden sind an die Festsetzungen des Gewerbe-
steuermessbetrages der Finanzämter bei der Festsetzung der 
Vorauszahlungen gebunden. 

Verzicht auf Stundungszinsen 
Auf die Erhebung von Stundungszinsen kann nach dem 
BMF-Schreiben verzichtet werden, sofern der betreffende 

Steuerpflichtige seinen Zahlungspflichten bisher pünktlich nach-
gekommen ist und bislang nicht wiederholt Stundungen und 
Vollstreckungsaufschübe in Anspruch genommen hat. Billig-
keitsmaßnahmen aufgrund der Coronakrise sollen hierbei keine 
Berücksichtigung finden, sofern Billigkeitsmaßnahmen für einen 
Zeitraum von nicht mehr als drei Monaten gewährt worden sind.

Gewerbesteuer 
Anträge auf Gewerbesteuerermäßigungen sind grundsätzlich 
an die Gemeinden zu richten. Nur wenn die Festsetzung und 
Erhebung nicht den Gemeinden übertragen worden ist, sind 
Anträge an das zuständige Betriebsstättenfinanzamt zu adres-
sieren. 

Verlustbescheinigung und Freistellungsaufträge prüfen  

Abgeltungsteuer
Kapitalanlagen werden mit einer Kapitalertragsteuer – Abgeltung-
steuer genannt – von 25 Prozent zzgl. Solidaritätszuschlag belegt. 
Eine Einkommensteuererklärung für Kapitaleinkünfte ist im Regelfall 
nicht notwendig, da die depotführende Bank die Steuern berech-
net und abführt. Ausnahmen: Der Kapitalanleger hat ausländische 
Kapitalerträge oder er unterhält im Inland mehrere Wertpapierde-
pots bei unterschiedlichen Banken. Für ausländische Kapitalein-
künfte muss eine Einkommensteuererklärung abgegeben werden. 
Bei inländischen Kapitalerträgen ist eine Steuerveranlagung sinn-
voll, wenn in einem Depot Verluste aus Kapitalanlagen und in dem 
anderen Depot verlustverrechnungsfähige Gewinne aufgelaufen 
sind. Verluste aus Aktienveräußerungen dürfen dabei nur mit Ge-
winnen aus Aktienveräußerungen gegengerechnet werden (§ 20 
Abs. 6 Satz 4 Einkommensteuergesetz/EStG). Diese Verlustver-
rechnungsbeschränkung ist allerdings umstritten (Vorlagebeschluss 
Bundesfinanzhof/BFH vom 17.11.2020 (VIII R 11/18), anhängiges 
Verfahren Bundesverfassungsgericht/BVerfG Az. 1 BvL 3/21).

Stichtag 15.12.2022
Damit Verluste aus einem Depot mit den Gewinnen aus ande-
ren Kapitalanlagen nach den gesetzlichen Regelungen verrech-
net werden können, muss sich der Kapitalanleger die nicht aus-
geglichenen Verluste von der depotführenden Bank bescheinigen 
lassen. Banken stellen solche Verlustbescheinigungen auf Antrag 
aus. Ein solcher Antrag muss von Gesetzes wegen bis spätestens 
15. Dezember eines Jahres gestellt werden. 

Freistellungsaufträge prüfen/ändern
Kapitalanleger sollten außerdem zum Jahreswechsel bestehen-
de Freistellungsaufträge anpassen. Der Sparer-Pauschbetrag er-
höht sich zum 1. Januar von € 801,00 auf € 1.000,00 (bei Zusam-
menveranlagung € 2.000,00). Der Sparer-Pauschbetrag kann auf 
mehrere Banken/Depots verteilt werden. In Summe dürfen die er-
teilten Freistellungsbeträge den Sparer-Pauschbetrag nicht über-
schreiten. 
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Zahlungstermine

Dezember 2022

12. Umsatzsteuer mtl. für November 
bzw. Oktober mit Dauerfristverlän-
gerung bei Sondervorauszahlung 
1/11 Abschlag
Lohnsteuer,  Kirchenlohnsteuer für 
November
Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Körperschaftsteuer sowie Solidari-
tätszuschlag 

15. Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchen-
lohnsteuer, Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer und Solidaritätszu-
schlag. Dies gilt nicht bei Barzah-
lung und Zahlung per Scheck.

23. Sozialversicherungsbeiträge  
Dezember (Einreichung Beitrags-
nachweis)

*27. Zusammenfassende Meldung 

28. Sozialversicherungsbeiträge  
Dezember (Beitragszahlung)

* Verschiebung dieses Termins wegen Feiertag (§ 108 
Abs. 3 AO)

Arbeiten in einem Drittstaat 
Dreieckskonstellation 
Eine Dreieckskonstellation ist dann gegeben, wenn ein Arbeitnehmer zwei Wohnsitze in un-
terschiedlichen Staaten hat und in einem weiteren Drittstaat einer Erwerbstätigkeit nachgeht. 
Für die Frage der Zuweisung des Besteuerungsrechts für diese Drittstaateneinkünfte stellt 
sich in solchen Situationen stets die Frage, welche Verteilungsnorm aus welchem Doppel-
besteuerungsabkommen/DBA maßgeblich ist. Denn bei Dreieckskonstellationen kommen 
immer zwei DBAs ins Spiel, zum einen das DBA mit dem Quellenstaat und zum anderen das 
DBA mit dem zweiten Wohnsitzstaat. 

  BFH-Urteil 
Der Bundesfinanzhof/BFH hat diese Frage jetzt in einem aktuellen Urteil (vom 1.6.2022, I R 
30/18) wie folgt entschieden: Die von Deutschland abgeschlossenen DBA stehen grundsätz-
lich gleichberechtigt nebeneinander. Das heißt, dass jedes DBA jeweils autonom und unab-
hängig voneinander Anwendung findet. Der Steuerpflichtige kann sich auf jede Begünstigung 
berufen, die ihm eines dieser Abkommen gewährt.

  Der Fall
Im Streitfall hatte sich ein in Deutschland und Frankreich wohnhafter und in der Schweiz ar-
beitender Altenpfleger im Hinblick auf seine unbeschränkte Steuerpflicht in Deutschland 
(Mittelpunkt der Lebensinteressen) auf das günstigere DBA Deutschland-Schweiz berufen. 
Dieses weist der Schweiz das Besteuerungsrecht für seine Einkünfte zu. Deutschland muss-
te die Einkünfte daher unter Progressionsvorbehalt freistellen. 

Welche Forderungen zum Jahres-
wechsel verjähren 
Regelmäßige Verjährungsfrist
Die regelmäßige Verjährungsfrist, unter die im Regelfall alle Forderungen aus Kauf- und Werk-
verträgen fallen, beträgt drei Jahre (§ 195 Bürgerliches Gesetzbuch- BGB). Die Verjährungs-
frist beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist. Der Anspruch 
ist entstanden, wenn die Leistungen vollständig erbracht worden sind. Auf das Datum der 
Rechnungsstellung kommt es nicht an. 

Forderungen aus 2019 sichern
Zum Jahreswechsel verjähren Forderungen aus dem Jahr 2019. Die Versendung von Mah-
nungen zum Jahreswechsel ändern an der Verjährung nichts. Verhindert werden kann der 
Verjährungsablauf nur durch den Antrag auf ein gerichtliches Mahnverfahren, sofern der An-
trag vollständig und der Mahnbescheid noch bis 31.12.2022 dem Schuldner zugestellt wird 
(§ 204 Abs. 1 Nr. 3 BGB). Leistet der Schuldner vor Jahresende wenigstens eine Ratenzah-
lung, wird die Verjährungsfrist unterbrochen und beginnt ab dem Tag der Zahlung erneut für 
drei Jahre zu laufen (Neubeginn der Verjährung § 212 Abs. 1 BGB).

Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck  
gelten erst drei Tage nach Eingang als geleistet.

Grundsteuer-
abgabefrist  
verlängert  
 
Grundsteuererklärung
Anlässlich des Urteils des Bundes-
verfassungsgerichts vom 10.4.2018  
(1 BvL 11/14) und der damit verbunde-
nen Grundsteuerreform wurden im Früh-
jahr 2022 über 30 Millionen Grund- und 
Immobilienbesitzer zur Abgabe einer 
Grundsteuererklärung (Feststellungser-
klärung) aufgefordert.

Abgabefrist verlängert
Die Abgabefrist begann am 1.7.2022 
und war ursprünglich bis 31.10.2022 be-
fristet. Experten bemängelten mehrmals 
diese kurze Abgabefrist von drei Mona-
ten. Sie galt für beratene und unberate-
ne Erklärungspflichtige gleichermaßen. 
Nachdem bis zu diesem Stichtag ein gro-
ßer Teil der abzugebenden Erklärungen 
noch nicht eingegangen war, verlänger-
te das Bundesfinanzministerium jetzt die 
Abgabefrist um weitere drei Monate bis 
31.1.2023. 
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